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A. Zielsetzung 

Die schon bisher zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich Belgien geübte Praxis der gegenseitigen Hilfe-
leistung bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen soll 
durch die getroffene bilaterale Vereinbarung auf eine rechtliche 
Grundlage gestellt werden. 

Inhaltlich im wesentlichen gleichlautende Abkommen wurden mit 
Frankreich am 3. Februar 1977 und Luxemburg am 2. März 1978 
unterzeichnet. Weitere europäische Staaten wie Dänemark und 
die Schweiz haben ein Interesse an einer vertraglichen Absiche-
rung der Zusammenarbeit bei Katastrophen oder schweren Un-
glücksfällen bekundet. 

B. Lösung 

Das am 6. November 1980 unterzeichnete Abkommen trifft die 
erforderlichen Regelungen. Es soll die bestehende ständige und 
enge Zusammenarbeit zur Vorbeugung und Bekämpfung von Kata-
strophen oder schweren Unglücksfällen, insbesondere durch Fest-
legung von Ansprechstellen, Erleichterung des grenzüberschrei-
tenden Verkehrs von Personen und Sachen, Regelung von 
Schadensersatz und Haftung, prinzipiellen Verzicht auf Kosten-
erstattung sowie durch Verstärkung des wissenschaftlich-techni-
schen Informationsaustausches fördern. 

Mit dem vorgelegten Vertragsgesetz soll das Abkommen die für die 
Ratifikation nach Art. 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes erfor-
derliche Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften erhal-
ten. 
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C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Der Vereinbarung liegt das Prinzip des gegenseitigen Verzichts auf 
Kostenerstattung bei Hilfeleistungen im humanitären Bereich zu-
grunde; lediglich beim Einsatz von Flugzeugen ist Kostenteilung je 
zur Hälfte vorgesehen. Diese Regelung läßt erwarten, daß sich die 
Aufwendungen beider Vertragsparteien für wechselseitig gewähr-
te Hilfe über einen längeren Zeitraum gesehen ausgleichen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (12) — 216 00 — Zi 20/82 Bonn, den 3. Juni 1982 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 6. November 1980 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Belgien über 
die gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder schweren Unglücks-
fällen mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei-
zuführen. 

Der Wortlaut des Abkommens sowie die Denkschrift hierzu sind gleichfalls 
beigefügt. 

Fede rführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 512. Sitzung am 28. Mai 1982 beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes kei-
ne Einwendungen zu erheben. 

Schmidt 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 6. November 1980 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Belgien 
über die gegenseitige Hilfeleistung 

bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Brüssel am 6. November 1980 unterzeichne-
ten Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und dem Königreich Belgien über die gegenseitige 
Hilfeleistung bei Katastrophen oder schweren Un-
glücksfällen wird zugestimmt. Das Abkommen wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Aufwendungen, die auf seiten der Bundesrepublik 
Deutschland bei Hilfeleistungen in Belgien entstehen, 
trägt in den Fällen 

1. des Artikels 3 Abs. 1 Buchstabe a des Abkommens 
der Bund, 

2. des Artikels 3 Abs. 1 Buchstabe b und des Artikels 3 
Abs. 2 des Abkommens das jeweilige Land; landes- 

rechtliche Bestimmungen über die Kostentragung in-
nerhalb des Landes bleiben unberührt. 

(2) Bei Aufwendungen, die auf seiten der Bundesre-
publik Deutschland in den Fällen des Artikels 8 Abs. 2 
und 3 des Abkommens entstehen, richtet sich die 
Kostenträgerschaft danach, ob die jeweilige Hilfsmaß-
nahme in den Aufgabenbereich des Bundes oder der 
Länder fällt. 

Artikel 3 
Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 

Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 15 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegen-
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da das Gesetz 
in Verbindung mit dem Abkommen auch das Verwal-
tungsverfahren von Landesbehörden regelt. 

Zu Artikel 2 
Dem humanitären Geist des Abkommens entsprechend, 
gehen beide Vertragsparteien hinsichtlich der Kosten-
erstattung von einem umfassenden wechselseitigen 
Kostenverzicht aus. Ausgenommen hiervon sind nur die 
Kosten beim Einsatz von Flugzeugen, die dem Hilfe-
ersuchenden zur Hälfte auferlegt werden können. 

Der Bund trägt alle Kosten in den Fällen, in denen er 
nach dem Abkommen unmittelbar um Hilfe ersucht wird 
oder in denen die Grenzländer das an sie gerichtete 
Hilfeersuchen an den Bund weiterleiten, weil das Aus-
maß der Katastrophe Hilfeleistungen in einem Umfang 
erfordert, der den üblichen Rahmen der Nachbar-
schaftshilfe im Bereich der Grenzländer und -kommu-
nen überschreitet. 

Die auf seiten der Bundesrepublik Deutschland für Hilfs-
maßnahmen in Belgien entstehenden Kosten sind von 
den Ländern zu tragen, wenn diese nach Artikel 3 des 
Abkommens für die Auslösung der Hilfsmaßnahme 
zuständig sind. 

Dieser Regelung liegt der Gedanke zugrunde, daß 
Grenzländer und -kommunen schon seit jeher über die 
Grenze hinweg Hilfe geleistet und Hilfe empfangen und 
die dazu erforderlichen Entscheidungen ohne Einschal-
tung des Bundes getroffen haben. 

Diese herkömmliche Übung entspringt der Notwendig-
keit, daß auch im grenznahen Bereich Nachbarschafts-
hilfe in Katastrophenfällen schnell und ohne lange 
Entscheidungswege geleistet werden muß, damit sie 
wirksam greifen kann. 

Da die Hilfeleistungen im grenznahen Bereich auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit geleistet werden, sind 
auch in der Vergangenheit in aller Regel die entstande-
nen Kosten weder von deutscher noch von belgischer 
Seite dem jeweils Hilfeersuchenden in Rechnung ge-
stellt worden. Die Entscheidung über die Hilfeleistung 
und über den Kostenverzicht lag also auch bisher schon 
in einer Hand. Die für den Fall einer Hilfeleistung nach 
Artikel 3 Abs. 2 des Abkommens getro ffene Kostenre-
gelung bedeutet nicht notwendigerweise eine Abkehr 
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von der bisherigen Praxis, daß die hilfeleistenden deut-
schen Grenzgemeinden und -kreise ihre Aufwendungen 
selbst tragen. Der staatsrechtliche Begriff „Land" 
schließt vielmehr auch die Kommunen ein. 
Artikel 2 Abs. 2 bedeutet, daß in den Fällen, in denen die 
belgische Seite bei friedenszeitlichen Hilfeleistungen in 
der Bundesrepublik Deutschland die Erstattung des 
Flugkostenanteils oder sonstige Aufwendungen nach 
dem Abkommen geltend macht, diese gemäß Artikel 
104 a Abs. 1 des Grundgesetzes in der Regel von den 
Ländern zu tragen sind. 
In landesinterne Kostenregelungen wird durch das 
Abkommen nicht eingegriffen. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin Anwen-
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 
Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfor-
dernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach seinem Artikel 15 Abs. 2 in Kra ft  tritt, im Bundes-
gesetzblatt bekanntzugeben. 
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Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und dem Königreich Belgien 
über die gegenseitige Hilfeleistung 

bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 

Convention 
entre la République fédérale d'Allemagne 

et le Royaume de Belgique 
sur l'assistance mutuelle 

en cas de catastrophes ou d'accidents graves 

Overeenkomst 
tussen de Bondsrepubliek Duitsland 

en het Koninkrijk België 
inzake wederzijdse hulpverlening 
bij rampen of ernstige ongevallen 

Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

das Königreich Belgien, 

überzeugt von der Notwendigkeit einer 
Zusammenarbeit zwischen den zuständi-
gen Organen der beiden Staaten mit dem 
Ziel, die gegenseitige Hilfe bei Katastro-
phen oder schweren Unglücksfällen zu 
erleichtern und die Entsendung von Hilfs-
kräften und -material zu beschleunigen 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Jede Vertragspartei verpflichtet 
sich, der anderen Vertragspartei bei 
Katastrophen oder schweren Unglücks-
fällen entsprechend ihren Möglichkeiten 
und nach den Bestimmungen dieses 
Abkommens Hilfe zu leisten. 

(2) Art  und Umfang der Hilfe werden je 
nach Einzelfall durch die nach Artikel 3 
zuständigen Behörden einvernehmlich 
festgelegt. 

Artikel 2 
(1) Die Hilfe nach Artikel 1 besteht in 

der Entsendung solcher Hilfsmannschaf-
ten an den Ort der Katastrophe oder des 
schweren Unglücksfalls, die insbesonde-
re in den Bereichen Brandbekämpfung, 
Bekämpfung von atomaren und chemi-
schen Gefahren, Sanitätshilfe, Bergung 
oder behelfsmäßige Instandsetzung aus-
gebildet sind und über das für ihre Aufga-
ben erforderliche Spezialgerät verfügen. 
Die Hilfe wird in der Regel auf deutscher 
Seite durch Einheiten des Katastrophen-
schutzes, auf belgischer Seite durch 
Einheiten des Zivilschutzes (Protection 

La République fédérale d'Allemagne 

et 
Le Royaume de Belgique, 

Convaincus de la nécessité d'une coo-
pération entre les organismes compé-
tents des deux Etats, afin de faciliter 
l'assistance mutuelle en cas de catas-
trophes ou d'accidents graves et d'accé-
lérer l'envoi de personnel et de matériel 
de secours, 

Sont convenus des dispositions sui-
vantes: 

Article ler 
1. Chaque 	Partie contractante 

s'engage à prêter assistance à l'autre 
Partie contractante en cas de catastro-
phes ou d'accidents graves, selon ses 
possibilités et conformément aux disposi-
tions de la présente Convention. 

2. La nature et l'étendue de l'assis-
tance seront fixées d'un commun accord 
en fonction des cas d'espèce, par les 
autorités compétentes désignées à l'arti-
cle 3 de la présente Convention. 

Article 2 
1. L'assistance visée à l'article ler 

consistera en l'envoi sur les lieux de la 
catastrophe ou de l'accident grave 
d'équipes de secours qui ont reçu une 
formation spéciale, notamment en 
matière de lutte contre les incendies, de 
lutte contre les dangers nucléaires et chi-
miques, de secourisme, de sauvetage ou 
de déblaiement, et qui disposent du maté-
riel spécialisé nécessaire a leurs tâches. 
L'assistance sera fournie, en règle géné-
rale, du côté allemand, par des unités de 
la Protection contre les catastrophes 
(Katastrophenschutz), du côté belge, par 

De Bondsrepubliek Duitsland 

en 

Het Koninkrijk België, 

Overtuigd van de noodzaak van samen-
werking tussen de bevoegde organen van 
beide Staten met het doel de wederzijdse 
hulpverlening bij rampen of ernstige 
ongevallen te vergemakkelijken en het 
zenden van hulpploegen en -uitrusting te 
bespoedigen, 

Zijn als volgt overeengekomen: 

Artikel 1 

1. Elke Overeenkomststluitende Partij 
verbindt zich ertoe de andere Overeen-
komstsluitende Partij bij rampen of ernsti-
ge ongevallen overeenkomstig haar 
mogelijkheden en volgens de bepalingen 
van deze Overeenkomst hulp te verlenen. 
2. De aard en de omvang van de hulp 

worden van geval tot geval door de 
volgens artikel 3 bevoegde autoriteiten in 
gemeenschappelijk overleg bepaald. 

Artikel 2 

1. De hulp, bedoeld in artikel 1, wordt 
verleend door het zenden naar de plaats 
van de ramp of van het ernstige ongeval 
van hulpploegen die in het bijzonder op-
geleid zijn voor de bestrijding van brand, 
van atoomgevaren en chemische geva-
ren, voor de verlening van eerste hulp, 
voor berging of geïmproviseerd herstel en 
die over de voor hun taak vereiste spe-
ciale apparatuur beschikken. 

De hulp wordt in de regel van Duitse zijde 
verleend door eenheden van de rampen-
dienst (Katastrophenschutz) en van Bel-
gische zijde door eenheden van de civiele 
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civile) geleistet, und, falls erforderlich, in 
jeder anderen geeigneten Weise. 

(2) Die Hilfsmannschaften können auf 
dem Land-, Luft- oder Wasserweg ent-
sandt werden. 

Artikel 3 

(1) Die für die Anforderung und Auslö-
sung der Hilfsmaßnahmen zuständigen 
Behörden der Vertragsparteien sind 

a) der Innenminister der Bundesrepublik 
Deutschland und der Innenminister 
des Königreichs Belgien; 

b) auf der Ebene des grenznahen Ge-
biets: 

- auf deutscher Seite: die Innenmini-
ster der Grenzländer oder die von 
ihnen ermächtigten Regierungsprä-
sidenten; 

- auf belgischer Seite: die Gouver-
neure der Grenzprovinzen. 

(2) Wenn hierzu ein Bedürfnis besteht, 
wird die Hilfe jedoch unmittelbar von den 
zuständigen Behörden der Grenzgemein-
den und -kreise erbeten und zugesagt. 

(3) Die Innenminister jeder Vertrags-
partei teilen einander, soweit erforderlich, 
die in Absatz 1 Buchstabe b genannten 
Behörden mit und ergreifen die Maß-
nahmen, die erforderlich sind, um die 
Kontakte zwischen ihnen herzustellen. 

Artikel 4 
(1 ) Um die für einen Hilfseinsatz erfor-

derliche Wirksamkeit und Schnelligkeit zu 
gewährleisten, beschränken die Ver-
tragsparteien die Förmlichkeiten beim 
Überschreiten der gemeinsamen Grenze 
auf das unerläßliche Mindestmaß. 

(2) Der Leiter einer Hilfsmannschaft hat 
nur eine Bescheinigung mitzuführen, die 
den Hilfseinsatz, die Art  der Einheit und 
die Zahl ihrer Angehörigen ausweist. Die-
se Bescheinigung wird von der Behörde 
ausgestellt, der die Einheit untersteht. Die 
Angehörigen der Hilfsmannschaft sind 
vom Paßzwang und vom Erfordernis einer 
Aufenthaltserlaubnis befreit. 

(3) Kann im Fall besonderer Eilbedürf-
tigkeit die Bescheinigung nach Absatz 2 
nicht vorgelegt werden, so genügt jeder 
andere geeignete Nachweis, daß die 
Grenze zu einem Hilfseinsatz überschrit-
ten werden soll. 

(4) Wenn es die Eilbedürftigkeit erfor-
dert, kann die Grenze auch außerhalb der 
zugelassenen Übergangsstellen über-
schritten werden. Die mit der Grenzüber-
wachung beauftragten Behörden sind -
vorher hierüber zu unterrichten. 

des unités de la Protection civile, et, en 
cas de nécessité, sous toute autre forme 
appropriée. 

2. Les équipes de secours pourront être 
envoyées par voie terrestre, aérienne, flu-
viale ou maritime. 

Article 3 

1. Les autorités des Parties contractan-
tes compétentes pour demander et 
déclencher les mesures de secours, sont: 

a) le Ministre de l'Intérieur de la Républi-
que fédérale d'Allemagne et le Minis-
tre de l'Intérieur du Royaume de Belgi-
que; 

b) au niveau de la région frontière: 

- du côté allemand: les Ministres de 
l'Intérieur des Länder frontaliers ou 
les chefs de région administrative 
(Regierungspräsidenten) habilités 
par eux; 

- du côté belge: les gouverneurs des 
provinces frontalières. 

2. Toutefois, en cas de besoin, l'assis-
tance sera directement sollicitée et 
accordée par les autorités compétentes 
des communes et arrondissements fron-
taliers. 
3. Les Ministres de l'Intérieur de chaque 

Partie contractante se communiqueront, 
si besoin est, quelles autorités sont 
visées au paragraphe 1, alinéa b), du pré-
sent article et prendront les mesures 
nécessaires en vue d'établir les contacts 
entre elles. 

Article 4 

1. Pour assurer l'efficacité et la rapidité 
nécessaires à une mission de secours, 
les Parties contractantes réduiront au 
minimum indispensable les formalités de 
franchissement de la frontière commune. 

2. Le chef d'une équipe de secours 
devra seulement être porteur d'un certifi-
cat attestant la mission de secours, le 
type d'unité et le nombre de personnes  

qui en font partie. Ce certificat sera déli-
vré par l'autorité à laquelle l'unité est 
subordonnée. Les personnes faisant par-
tie de l'équipe de secours sont exemp-
tées de l'obligation du passeport et du 
permis de séjour. 

3. Si, dans un cas particulièrement 
urgent, le certificat prévu au paragraphe 2 
du présent article ne peut être présenté, il 
suffira de toute autre attestation appro-
priée indiquant que la frontière doit être 
franchie pour accomplir une mission de 
secours. 

4. Si l'urgence l'exige, le franchisse-
ment de la frontière pourra s'effectuer en 
dehors des points de passage autorisés. 
Les autorités chargées de la surveillance 
des frontières devront en être informees 
au préalable. 

bescherming en indien vereist, op elke 
andere passende wijze. 

2. De hulpploegen kunnen over land, 
door de lucht en te water gezonden wor-
den. 

Artikel 3 

1. De voor het doen van verzoeken en 
het uitvoeren van de hulpmaatregelen 
bevoegde autoriteiten van de Overeen-
komstsluitende Partijen zijn: 

a) de Minister van Binnenlandse Zaken 
van de Bondsrepubliek Duitsland en 
de Minister van Binnenlandse Zaken 
van het Koninkrijk België; 

b) op het niveau van de grensgebieden: 

- van Duitse zijde: de Ministers van 
Binnenlandse Zaken van de aan de 
grens liggende Länder of de door 
hen gemachtigde regeringspresi-
denten; 

- van Belgische zijde: de gouverneurs 
van de grensprovincies. 

2. Wanneer hieraan behoefte bestaat, 
wordt de hulp echter rechtstreeks door 
de bevoegde autoriteiten van de grens-
gemeenten en grensarrondissementen 
gevraagd en aan dezen toegezegd. 

3. De Ministers van Binnenlandse Za-
ken van elke Overeenkomstsluitende 
Partij delen elkaar, voor zover vereist, de 
volgens lid 1, letter b) bevoegde autoritei-
ten mede en nemen de vereiste maatre-
gelen om de contacten tussen hen te 
leggen. 

Artikel 4 
1.O m de voor de hulpverlening vereiste 

doeltreffendheid en snelheid te waarbor-
gen, beperken de Overeenkomstsluiten-
de Partijen de formaliteiten bij het over-
schrijden van de gemeenschappelijke 
grenzen tot het beslist noodzakelijke 
minimum. 

2. De leider van een hulpploeg behoeft 
slechts een verklaring mee te nemen, 
waaruit de hulpverlening, de aard van de 
eenheid en het aantal leden blijkt. Deze 
verklaring wordt afgegeven door de auto-
riteiten onder wier gezag de eenheid 
staat. De leden van de hulpploeg zijn vrij-
gesteld van de plicht een geldig paspoort 
en een verblijfsvergunning te bezitten. 

3. Kan in geval van bijzondere spoed de 
verklaring volgens lid 2 niet overgelegd 
worden, dan is elk ander passend bewijs 
dat de grens ten behoeve van hulpver-
lening overschreden moet worden, 
voldoende. 

4. In spoedgevallen kan de grens ook 
buiten de officiéle doorlaatposten over-
schreden worden. De voor de grensbewa-
king bevoegde autoriteiten dienen vooraf 
daarvan in kennis te worden gesteld. 
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Artikel 5 

(1) Im Sinne dieses und des folgenden 
Artikels bedeuten die Begriffe 

„Ausrüstungsgegenstände" 
das Material, die Fahrzeuge und die 
persönliche Ausstattung, die zum Ge-
brauch durch die Hilfsmannschaften 
bestimmt sind; 

„Hilfsmittel" 
die aus Anlaß des jeweiligen Einsatzes 
mitgeführten zusätzlichen Ausstat-
tungsteile und sonstige Waren, die 
dazu bestimmt sind, an die betroffene 
Bevölkerung ausgegeben zu werden; 

„Betriebsgüter" 
die Waren, die zur Verwendung der 
Ausrüstungsgegenstände und zur Ver-
sorgung der Mannschaften erforderlich 
sind. 

(2) Die Vertragsparteien werden den 
Grenzübergang für die bei Hilfseinsätzen 
notwendigen Ausrüstungsgegenstände, 
Hilfsmittel und Betriebsgüter der nach 
Artikel 2 entsandten Hilfsmannschaften 
erleichtern. Diese Ausrüstungsgegen-
stände, Hilfsmittel und Betriebsgüter 
gelten im Hoheitsgebiet der ersuchenden 
Vertragspartei als zur vorübergehenden 
Verwendung abgefertigt. 

(3) Die Hilfsmannschaften dürfen außer 
den bei Hilfseinsätzen notwendigen Aus-
rüstungsgegenständen, Hilfsmitteln und 
Betriebsgütern keine Waren mitführen. 

(4) Die mitgeführten Hilfsmittel und 
Betriebsgüter sind, soweit sie bei den 
Hilfseinsätzen verbraucht werden, von 
allen Eingangsabgaben befreit. Die Aus-
rüstungsgegenstände sowie die Hilfs-
mittel und Betriebsgüter, die bei dem 
Hilfseinsatz nicht verbraucht wurden, sind 
wieder auszuführen. 

Lassen besondere Verhältnisse die 
Wiederausfuhr nicht zu, so sind A rt  und 
Menge sowie ihr Aufenthaltsort der für die 
Hilfseinsätze verantwortlichen Behörde 
anzuzeigen, die die zuständige Zollstelle 
hiervon benachrichtigt; in diesem Fall gilt 
das nationale Recht der ersuchenden 
Vertragspartei. 

(5) Für Waren, die nach den Absätzen 2 
und 4 abgabenfrei sind, finden die Verbo-
te und Beschränkungen für den Waren-
verkehr über die Grenze keine Anwen-
dung. Das Verbringen von Suchtstoffen in 
das Hoheitsgebiet der ersuchenden Ver-
tragspartei im Rahmen der Hilfe nach 
Artikel 1 und die Rückführung der nicht 
verbrauchten Mengen gelten nicht als 
Ein- und Ausfuhr im Sinne des Einheits-
Übereinkommens vom 30. März 1961 
über Suchtstoffe. Suchtstoffe dürfen nur 
im Rahmen des dringlichen medizi-
nischen Bedarfs eingeführt und nur durch 

Article 5 

1.Au sens du présent article et de l'arti-
cle suivant, on entend par: 

«objets d'équipement»: 
le matériel, les véhicules et l'équipe-
ment personnel destinés à être utilisés 
par les équipes de secours; 

«moyens de secours»: 
les éléments d'équipement supplémen-
taires et les autres marchandises 
emportés pour chaque mission et des-
tinés à être distribués à la population 
sinistrée; 

«biens d'exploitation»: 
les marchandises nécessaires à l'utili-
sation des objets d'équipement et au 
ravitaillement des équipes. 

2. Les Parties contractantes faciliteront 
le franchissement de la frontière pour les 
objets d'équipement, moyens de secours 
et biens d'exploitation nécessaires aux 
missions de secours et appartenant aux 
équipes de secours envoyées conformé-
ment à l'article 2. Ces objets d'équipe-
ment, moyens de secours et biens 
d'exploitation seront, sur le territoire de la 
Partie contractante requérante, réputés 
placés sous le régime de l'admission tem-
poraire. 

3. Les équipes de secours ne devront 
pas emporter de marchandises en dehors 
des objets d'équipement, moyens de 
secours et biens d'exploitation nécessai-
res aux missions de secours. 

4. Les moyens de secours et biens 
d'exploitation emportés seront exempts 
de toute taxe d'entrée dans la mesure où 
ils seront consommés lors des missions 
de secours. Les objets d'équipement 
ainsi que les moyens de secours et biens 
d'exploitation non consommés lors de la 
mission de secours devront être réexpor-
tés. 

Si des circonstances particulières ne per-
mettent pas leur réexportation, leur 
nature et leur quantité ainsi que le lieu où 
ils se trouvent devront être portés à la 
connaissance de l'autorité responsable 
des missions de secours, qui en informera 
le service douanier compétent; dans ce 
cas, la loi nationale de la Partie contrac-
tante requérante sera applicable. 

5. Les interdictions et les restrictions 
relatives à la circulation transfrontière 
des marchandises ne seront pas applica-
bles aux marchandises exemptes de 
taxes conformément aux paragraphes 2 
et 4 du présent article. L'importation de 
stupéfiants dans le territoire de la Partie 
contractante requérante dans le cadre de 
l'assistance visée à l'article 1 er et le 
retour des quantités non utilisées ne 
seront pas considérés comme importa-
tion ou exportation au sens de la Conven-
tion unique sur les stupéfiants du 30 mars 
1961. Les stupéfiants ne pourront être 

Artikel 5 

1. In de zin van dit en het volgende ar-
tikel wordt verstaan onder de begrippen: 

.uitrustingsvoorwerpen.: 
het materiaal, de voertuigen en de per-
soonlijke uitrusting die voor gebruik van 
de hulpploegen bestemd zijn; 

«hulpmiddelen»: 
de op grond van de hulpverlening mee-
gevoerde aanvullende uitrustingsdelen 
en andere goederen, die bestemd zijn 
voor uitreiking aan de getroffen bevol-
king; 

«gebruiksgoederen»: 
de goederen die voor het gebruik van 
uitrustingsvoorwerpen en voor de ver-
zorging van de ploegen vereist zijn. 

2. De Overeenkomstsluitende Partijen 
zullen de grensoverschrijding voor de bij 
de hulpverlening noodzakelijke uitru-
stingsvoorwerpen, hulpmiddelen en ge-
bruiksgoederen van de volgens artikel 2 
gezonden hulpploegen vergemakkelijken. 
Deze uitrustingsvoorwerpen, hulpmidde-
len en gebruiksgoederen worden op het 
grondgebied van de verzoekende Over-
eenkomstsluitende Partij beschouwd als 
ingeklaard voor tijdelijk gebruik. 

3. De hulpploegen mogen behalve de 
bij de hulpverlening noodzakelijke uitrus-
tingsvoorwerpen, 	hulpmiddelen 	en 
gebruiksgoederen geen andere goederen 
meevoeren. 

4. De meegevoerde hulpmiddelen en 
gebruiksgoederen zijn, voor zover ze bij 
de hulpverlening verbruikt worden, vrij 
van alle invoerrechten. Uitrustingsvoor-
werpen, hulpmiddelen en gebruiksgoede-
ren, die bij de hulpverlening niet zijn 
verbruikt, dienen weder te worden uitge-
voerd. 

Laten bijzondere omstandigheden de we-
deruitvoer niet toe, dan dienen aard, hoe-
veelheid en verblijfsplaats van deze goe-
deren ter kennis te worden gebracht van 
de voor de hulpverlening verantwoordelij-
ke autoriteit die het bevoegde douane-
kantoor hiervan mededeling doet; in dit 
geval geldt het nationale recht van de ver-
zoekende Overeenkomstsluitende Partij. 

5. Op goederen die volgens lid 2 en 4 
vrij van invoerrechten zijn, zijn de verbo- 
den en beperkingen voor het grensover-
schrijdend goederenverkeer niet van toe-
passing. Het overbrengen, in het kader 
van de hulpverlening bedoeld in artikel 1, 
van verdovende middelen naar het gebied 
van de verzoekende Overeenkomstslui-
tende Partij en het terugbrengen van de 
niet verbruikte hoeveelheden gelden niet 
als in- en uitvoer in de zin van de inter-
nationale overeenkomst van 30 maart 
1961 inzake verdovende middelen. 
Verdovende middelen mogen slechts bij 
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qualifiziertes medizinisches Personal 
nach den gesetzlichen Bestimmungen 
der ersuchten Vertragspartei eingesetzt 
werden. Unberührt davon bleibt das 
Recht der ersuchenden Vertragspartei, 
an Ort und Stelle Kontrollen durchzu-
führen. 

(6) Für die bei Hilfseinsätzen notwendi-
gen Ausrüstungsgegenstände, Hilfsmittel 
und Betriebsgüter werden keine Ein- oder 
Ausfuhrpapiere verlangt oder ausgestellt. 
Der Leiter einer Hilfsmannschaft hat 
jedoch einen Sammelnachweis der mit-
geführten 	Ausrüstungsgegenstände, 
Hilfsmittel und Betriebsgüter mitzuführen, 
der - von Eilfällen abgesehen - von der 
Behörde zu bestätigen ist, der die Hilfs-
mannschaft untersteht. 

(7) Die Einfuhr von Ausrüstungsgegen-
ständen, Hilfsmitteln und Betriebsgütern 
außerhalb zugelassener Grenzüber-
gangsstellen ist der zuständigen Zollstel-
le baldmöglichst . anzuzeigen. 

Artikel 6 

(1) Luftfahrzeuge können nicht nur für 
die schnelle Heranführung der Hilfsmann-
schaften, sondern auch unmittelbar für 
andere Hilfseinsätze benutzt werden. 

(2) Jede Vertragspartei gestattet Luft-
fahrzeugen, die von der anderen Ver-
tragspartei für die in Absatz 1 genannten 
Zwecke eingesetzt werden, ihr Hoheits-
gebiet zu überfliegen und darauf auch 
außerhalb von Flugplätzen zu landen und 
zu starten. 

(3) Die Absicht, Luftfahrzeuge einzu-
setzen, ist den in Artikel 3 genannten 
Behörden unverzüglich mit möglichst 
genauen Angaben über Art  und Kenn-
zeichen des Luftfahrzeugs, Besatzung, 
Beladung, Abflugzeit, voraussichtliche 
Route und Landeort mitzuteilen. 

(4) Sinngemäß werden angewandt 

a) auf die Besatzung der Luftfahrzeuge 
und mitfliegende Hilfsmannschaften 
Artikel 4; 

b) auf die Luftfahrzeuge und sonstige 
mitgeführte Ausrüstungsgegenstän-
de, Hilfsmittel und Betriebsgüter 
Artikel 5. 

(5) Die Anwendung des Absatzes 3 
kann in den Einzelvereinbarungen nach 
Artikel 10 näher geregelt werden. 

(6) Soweit sich aus Absatz 2 nichts 
anderes ergibt, sind die luftrechtlichen 
Verkehrsvorschriften jeder Vertrags-
partei weiterhin gültig, insbesondere die 

importés que pour répondre à un besoin 
médical urgent et ne pourront être utilisés 
que par un personnel médical qualifié 
agissant conformément aux dispositions 
légales de la Partie contractante requise. 
Il n'est pas porté atteinte pour autant au 
droit de la Partie contractante requérante 
de procéder à un contröle sur les lieux. 

6. Aucun document d'importation ou 
d'exportation ne sera exigé ou délivré 
pour les objets d'équipement, moyens de 
secours et biens d'exploitation nécessai-
res aux missions de secours. Le chef 
d'une équipe de secours devra cepen-
dant être muni d'un état sommaire des 
objets d'équipement, moyens de secours 
et biens d'exploitation emportés, certifié, 
sauf cas d'urgence, par l'autorité à 
laquelle est subordonnée l'équipe de 
secours. 

7. L'importation d'objets d'équipement, 
moyens de secours et biens d'exploita-
tion en dehors des points de passage 
frontaliers autorisés devra être portée 
aussi rapidement que possible à la 
connaissance du service douanier com-
pétent. 

Article 6 

1. Les aéronefs pourront être utilisés 
non seulement pour le transport rapide 
des équipes de secours, mais aussi direc-
tement pour d'autres missions de 
secours. 

2. Chaque Partie contractante autorise 
les aéronefs utilisés par l'autre Partie 
contractante aux fins visées au paragra-
phe 1 du présent article, à survoler son 
territoire ainsi qu'à y atterrir et décoller, 
même en dehors des aérodromes. 

3. L'intention de faire appel à des aéro-
nefs devra être portée sans délai à la 
connaissance des autorités visées à 
l'article 3 avec indication aussi exacte 
que possible du type et de la marque 
d'immatriculation de l'aéronef, de l'équi-
page, du chargement, de l'heure de 
départ, de la route prévue et du lieu 
d'atterrissage. 

4. Seront applicables mutatis mutandis: 

a) à l'équipage des aéronefs et aux équi-
pes de secours transportées, les dis-
positions de l'article 4; 

b) aux aéronefs et aux objets d'équipe-
ment, moyens de secours et biens 
d'exploitation emportés, les disposi-
tions de l'article 5. 

5. Les modalités d'application du para-
graphe 3 du présent article pourront être 
réglées dans les arrangements particu-
liers prévus à l'article 10 de la présente 
Convention. 

6. Sous réserve des dispositions du 
paragraphe 2 du présent article, la légis-
lation de chaque Partie contractante rela-
tive à la circulation aérienne demeurera 

dringende behoefte aan medicijnen 
worden meegevoerd en alleen door be-
voegd medisch personeel volgens de 
wettelijke bepalingen van de verzochte 
Overeenkomstsluitende Partij worden 
aangewend. Het recht van de ver-
zoekende Overeenkomstsluitende Partij 
ter plaatse controles te verrichten, blijft 
evenwel onverlet. 

6. Voor de bij de hulpverlening noodza-
kelijke uitrustingsvoorwerpen, hulpmid-
delen en gebruiksgoederen worden geen 
in- of uitvoerdocumenten verlangd of af-
gegeven. De leider van een hulpploeg 
moet echter in het bezit zijn van een ver-
zamelstaat van de meegevoerde uitru-
stingsvoorwerpen, hulpmiddelen en ge-
bruiksgoederen, die - behalve in spoed-
gevallen - dient te worden gewaarmerkt 
door de autoriteit onder wier gezag de 
hulpploeg Staat. 

7. De invoervan uitrustingsvoorwerpen, 
hulpmiddelen en gebruiksgoederen bui-
ten de officiéle grensposten dient zo snel 
mogelijk te worden gemeld bij het be-
voegde douanekantoor. 

Artikel 6 

1. Luchtvaartuigen kunnen niet alleen 
gebruikt worden voor de snelle aanvoer 
van de hulpploegen, maar ook recht

-streeks voor andere wijzen van hulpver-
lening. 

2. Elke Overeenkomstsluitende Partij 
laat luchtvaartuigen die door de andere 
Overeenkomstsluitende Partij overeen-
komstig lid 1 worden gebruikt, toe over 
hun grondgebied te vliegen en op hun 
grondgebiet ook elders dan op vliegvel-
den te landen en op te stijgen. 

3. Het voornemen luchtvaartuigen te 
gebruiken, dient aan de in artikel 3 ge-
noemde autoriteiten onverwijld te worden 
medegedeeld met zo nauwkeurig mogelij-
ke gegevens over de aard en inschrij-
vingskenmerk van het luchtvaartuig, be-
manning, lading, vertrektijd, vermoedelij-
ke route en plaats van landing. 

4. Op overeenkomstige wijze is: 

a) artikel 4 van toepassing op de beman-
ning van de luchtvaartuigen en op de 
meevliegende hulpploegen; 

b) artikel 5 van toepassing op de lucht-
vaartuigen en de meegevoerde uitru-
stingsvoorwerpen, hulpmiddelen en 
gebruiksgoederen. 

5. De toepassing van lid 3 kan in afzon-
derlijke overeenkomsten volgens artikel 
10 nader geregeld worden. 

6. Voor zover uit lid 2 niet het tegen

-

overgestelde blijkt, blijven de lucht-
verkeersregels van elke Overeenkomst-
sluitende Partij onverminderd van kracht, 
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Pflicht, den zuständigen Kontrollstellen 
Angaben über die Flüge zu übermitteln. 

Artikel 7 

(1) Die Leitung der Rettungs- und Hilfs-
maßnahmen obliegt in jedem Fall den Be-
hörden der ersuchenden Vertragspartei. 

(2) Anweisungen an die_ Hilfsmann-
schaften der ersuchten Vertragspartei 
werden ausschließlich an die Leiter 
dieser Mannschaften gerichtet, die 
Einzelheiten der Durchführung gegen-
über den ihnen unterstellten Kräften an-
ordnen. Die zuständigen Behörden der 
ersuchenden Vertragspartei erläutern 
nach Möglichkeit bei dem Hilfeersuchen 
die Aufgaben, die sie den Hilfsmann-
schaften der ersuchten Vertragspartei 
übertragen wollen. 

(3) Die Behörden der ersuchenden 
Vertragspartei leisten den Hilfsmann-
schaften der ersuchten Vertragspartei 
Schutz und Hilfe. 

Artikel 8 

(1) Die Kosten der Hilfeleistung durch 
die Hilfsmannschaften der ersuchten Ver-
tragspartei nach Artikel 2, einschließlich 
der Aufwendungen, die durch Verlust und 
völlige oder teilweise Zerstörung der 
mitgeführten Gegenstände entstehen, 
werden von den Behörden der ersu-
chenden Vertragspartei nicht über-
nommen. 

(2) Die Hilfsmannschaften der ersuch-
ten Vertragspartei werden jedoch wäh-
rend der Dauer des Einsatzes auf Kosten 
der ersuchenden Vertragspartei verpflegt 
und untergebracht und mit Betriebs-
gütern versorgt, sofern die mitgeführten 
Bestände aufgebraucht sind. Sie erhalten 
ferner im Bedarfsfall jede erforderliche 
medizinische Hilfe. 

(3) Bei Hilfeleistungen durch Luftfahr-
zeuge kann die ersuchte Vertragspartei 
verlangen, daß die Kosten, die durch den 
Einsatz von Luftfahrzeugen entstehen, 
von der ersuchenden Vertragspartei zur 
Hälfte übernommen werden. Die Höhe 
dieser Kosten richtet sich nach den in je-
dem der beiden Staaten gültigen Tarifen, 
wie sie in den besonderen Vereinba-
rungen nach Artikel 10 angegeben sind. 

Artikel 9 

(1) Jede Vertragspartei verzichtet auf 
alle Entschädigungsansprüche gegen die 
andere Vertragspartei wegen Beschädi-
gung von Vermögenswerten, die ihr oder 
einer politischen oder verwaltungsmäßi-
gen Untergliederung gehören, wenn der 

applicable, notamment l'obligation de 
transmettre aux organes de contrôle 
compétents les renseignements sur les 
vols. 

Article 7 

1. Il incombera dans tous les cas aux 
autorités de la Partie contractante requé-
rante de diriger les opérations de sauve-
tage et de secours. 

2. Les instructions destinées aux équi-
pes de secours de la Partie contractante 
requise seront transmises exclusivement 
aux chefs de ces équipes; ceux-ci régle-
ront les détails d'exécution vis-à-vis du 
personnel qui leur est subordonné. Les 
autorités compétentes de la Partie 
contractante requérante exposeront, si 
possible, dans la demande de secours les 
tâches qu'elles entendent confier aux 
équipes de secours de la Partie contrac-
tante requise. 

3. Les autorités de la Partie contrac-
tante requérante accorderont protection 
et assistance aux équipes de secours de 
la Partie contractante requise. 

Article 8 

1. Les frais de l'assistance fournie, 
conformément à l'article 2, par les équi-
pes de secours de la Partie contractante 
requise, y compris les dépenses prove-
nant de la perte et de la destruction totale 
ou partielle des objets emportés, ne 
seront pas pris en charge par les autori-
tés de la Partie contractante requérante. 

2. Toutefois, les équipes de secours de 
la Partie contractante requise seront 
nourries et logées, pendant la durée de 
leur mission, aux frais de la Partie 
contractante requérante, et elles seront 
approvisionnées en biens d'exploitation 
dans la mesure où les stocks emportés 
auront été épuisés. Elles devront recevoir 
également, en cas de besoin, toute 
l'assistance médicale nécessaire. 

3. En cas d'assistance fournie par des 
aéronefs, la Partie contractante requise 
pourra exiger le partage par moitié des 
frais afférents à l'utilisation d'aéronefs. Le 
montant de ces frais sera évalué par réfé-
rence aux tarifs généraux en vigueur dans 
chacun des deux Etats, tels qu'ils auront 
été précisés dans les arrangements par-
ticuliers prévus à l'article 10 de la pré-
sente Convention. 

Article 9 

1. Chaque Partie contractante renonce 
à toute demande d'indemnisation à 
l'encontre de l'autre Partie contractante 
en cas de dommages aux biens lui appar-
tenant ou appartenant à une subdivision 
politique ou administrative si le dommage 

in het bijzonder de plicht de bevoegde 
vluchtcontrolediensten gegevens over de 
vluchten mee te delen. 

Artikel 7 

1. De leiding van de reddings- en hulp-
maatregelen berust altijd bij de autoritei-
ten van de verzoekende Overeenkomst-
sluitende Partij. 

2. Instructies voor de hulpploegen van 
de verzochte Overeenkomstsluitende 
Partij worden uitsluitend Bericht aan hun 
!eiders die de details van de uitvoering 
nader vaststellen voor de onder hun lei-
ding staande ploegleden. De bevoegde 
autoriteiten van de verzoekende Over-
eenkomstsluitende Partij geven bij de 
verzoeken om hulp voor zover mogelijk 
een toelichting over de taken die zij aan 
de hulpploegen van de verzochte Over-
eenkomstsluitende Partij willen 
opdragen. 

3. De autoriteiten van de verzoekende 
Overeenkomstsluitende Partij verlenen 
de hulpploegen van de verzochte Over-
eenkomstsluitende Partij bescherming en 
hulp. 

Artikel 8 

1. De kosten van de hulpverlening vol-
gens artikel 2 door de hulpploegen van de 
verzochte Overeenkomstsluitende Partij, 
met inbegrip van de uitgaven die door ver-
lies en gehele of gedeeltelijke vernieti-
ging van de meegevoerde voorwerpen 
ontstaan, worden niet door de verzoeken-
de Overeenkomstsluitende Partij op zich 
genomen. 

2. De hulpploegen van de verzochte 
Overeenkomstsluitende Partij worden 
echter gedurende de actie op kosten van 
de verzoekende Overeenkomstsluitende 
Partij verzorgd en gehuisvest en van ge-
bruiksgoederen voorzien voor zover de 
meegevoerde voorraden opgebruikt zijn. 
Voorts ontvangen zij, indien nodig, alle 
vereiste medische hulp. 

3. Bij hulpverlening door luchtvaartui-
gen kan de om hulp verzochte Overeen-
komstsluitende Partij eisen dat de door 
het gebruik van luchtvaartuigen ontstane 
kosten voor de helft door de verzoekende 
Overeenkomstsluitende Partij op zich 
worden genomen. De hoogte van deze 
kosten wordt bepaald aan de hand van de 
in beide Staten geldige tarieven die in de 
volgens artikel 10 van deze Overeen-
komst gesloten afzonderlijke overeen-
komsten zijn aangegeven. 

Artikel 9 

1. Elke Overeenkomstsluitende Partij 
ziet of van alle vorderingen tot schadever-
goeding jegens de andere Overeen-
komstsluitende Partij wegens schade aan 
vermogensbestanddelen die haar of een 
lager politiek of bestuurlijk orgaan toebe- 
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Schaden von einem Mitglied einer Hilfs-
mannschaft der anderen Vertragspartei 
bei der Erfüllung seines Auftrags im Zu-
sammenhang mit der Durchführung die-
ses Abkommens verursacht worden ist. 

(2) Jede Vertragspartei verzichtet für 
sich und ihre politischen oder verwal-
tungsmäßigen Untergliederungen auf alle 
Entschädigungsansprüche gegen die an-
dere Vertragspartei, die auf dem Schaden 
beruhen, der einem Mitglied einer Hilfs-
mannschaft entsteht, das bei der Erfül-
lung seines Auftrags im Zusammenhang 
mit der Durchführung dieses Abkommens 
eine Verletzung oder den Tod erlitten hat. 

(3) Wird durch ein Mitglied einer Hilfs-
mannschaft der ersuchten Vertragspartei 
bei der Erfüllung seines Auftrags im 
Hoheitsgebiet der ersuchenden Vertrags-
partei einem Dritten ein Schaden zuge-
fügt, so haftet die ersuchende Vertrags-
partei oder gegebenenfalls ihre ersu-
chende politische oder verwaltungs-
mäßige Untergliederung für den Schaden 
nach Maßgabe der Vorschriften, die im 
Fall eines durch ein Mitglied ihrer eige-
nen Hilfsmannschaften verursachten 
Schadens Anwendung fänden. 

(4) Die Behörden der Vertragsparteien 
arbeiten eng zusammen, um die Erledi-
gung von Schadensersatzansprüchen zu 
erleichtern. Insbesondere tauschen sie 
alle ihnen zugänglichen Informationen 
über Schadensfälle im Sinne dieses 
Artikels aus. 

(5) Dieser Artikel findet auch auf die 
Übungseinsätze nach Artikel 10 Absatz 5 
Anwendung. 

Artikel 10 

(1) Die in Artikel 3 Absatz 1 genannten 
Behörden schließen die zur Durchführung 
dieses Abkommens erforderlichen Einzel-
vereinbarungen. 

(2) Eine Einzelvereinbarung enthält ins-
besondere folgende, für die Durchführung 
der Einsätze wesentliche Angaben: 

a) Aufgabenbereich der Personen, die 
berechtigt sind, Hilfe anzufordern, 
anzubieten und zuzusagen, sowie 
Bezeichnung, Anschrift und Telefon-
nummer der Dienststellen, denen sie 
angehören; 

b) Aufgabenbereich der Person, bei der 
sich der Leiter der Hilfsmannschaft 
nach seinem Eintreffen am Einsatzort 
melden muß, sowie Bezeichnung, 
Anschrift und Telefonnummer der 
Dienststelle, der diese Person ange-
hört; 

c) Art , Stärke, Ausrüstung und Standort 
der Einheiten, die auf Ersuchen zu 
einem Hilfseinsatz entsandt werden 
können; 

a été causé par un membre d'une équipe 
de secours de l'autre Partie contractante 
dans l'accomplissement de sa mission en 
exécution de la présente Convention. 

2. Chaque Partie contractante renonce, 
pour elle et ses subdivisions politiques ou 
administratives, à toute demande 
d'indemnisation à l'encontre de l'autre 
Partie contractante, fondée sur le préju-
dice subi par un membre d'une équipe de 
secours blessé ou décédé dans l'accom-
plissement de sa mission en exécution de 
la présente Convention. 

3. Au cas où, sur le territoire de la Partie 
contractante requérante, un dommage 
serait causé à un tiers par un membre 
d'une équipe de secours de la Partie 
contractante requise dans l'accomplisse-
ment de sa mission, la Partie contractante 
requérante ou, le cas échéant, sa subdi-
vision politique ou administrative requé-
rante serait responsable du dommage, 
selon les dispositions qui s'applique-
raient si le dommage avait été causé par 
un membre de ses propres équipes de 
secours. 

4. Les autorités des Parties contractan-
tes coopéreront étroitement pour faciliter 
le règlement des cas d'indemnisation. 
Elles échangeront notamment toutes les 
informations dont elles seront en mesure 
de disposer sur les dommages visés au 
présent article. 

5. Les dispositions du présent article 
s'appliqueront également aux exercices 
visés à l'article 10, paragraphe 5, de la 
présente Convention. 

Article 10 

1. Les autorités visées au paragraphe 1 
de l'article 3 concluront les arrangements 
particuliers nécessaires à l'exécution des 
dispositions dé la présente Convention. 

2. Un arrangement particulier fournira 
notamment les renseignements suivants, 
essentiels pour l'exécution des missions: 

a) les fonctions des personnes habilitées 
à solliciter, offrir et accorder l'assis-
tance, 	ainsi 	que 	l'appellation, 
l'adresse et le numéro de téléphone 
des services auxquels ces personnes 
appartiennent; 

b) les fonctions de la personne auprès de 
laquelle le chef de l'équipe de secours 
doit se présenter à son arrivée au lieu 
d'affectation, ainsi que l'appellation, 
l'adresse et le numéro de téléphone 
du service auquel cette personne 
appartient; 

c) la nature, l'effectif, l'équipement et le 
lieu de stationnement des unités qui 
peuvent être envoyées en mission de 
secours sur demande; 

horen, wanneer de schade is veroorzaakt 
door een lid van een hulpploeg van de an-
dere Overeenkomstsluitende Partij bij de 
vervulling van zijn opdracht in verband 
met de uitvoering van deze Overeen-
komst. 

2. Elke Overeenkomstsluitende Partij 
ziet voor zichzelf en voor haar lagere po-
litieke of bestuurlijke organen of van alle 
vorderingen tot schadevergoeding jegens 
de andere Overeenkomstsluitende Partij, 
op grond van schade geleden door een lid 
van de hulpploeg die bij de vervulling van 
zijn opdracht in verband met de uitvoering 
van deze Overeenkomst letsel heeft 
opgelopen of overleden is. 

3. Wordt door een lid van een hulpploeg 
van de verzochte Overeenkomstsluitende 
Partij bij de vervulling van zijn opdracht op 
het grondgebied van de verzoekende 
Overeenkomstsluitende Partij aan een 
derde schade toegebracht, dan is de ver-
zoekende Overeenkomstsluitende Partij 
of eventueel haar lagere verzoekende po-
litieke of bestuurlijke orgaan aansprake-
lijk voor de schade volgens de voorschrif-
ten die van toepassing zouden zijn bij 
schade veroorzaakt door een lid van de 
eigen hulpploegen. 
4. De autoriteiten van de Overeen-

komstsluitende Partijen werken nauw sa-
men om de afhandeling van vorderingen 
tot schadevergoeding te vergemakkelij-
ken. In het bijzonder wisselen ze alle hun 
toegankelijke gegevens uit over schade

-gevallen in de zin van dit artikel. 

5. Dit artikel is van overeenkomstige 
toepassing op de oefeningen bedoeld in 
artikel 10, lid 5. 

Artikel 10 

1. De autoriteiten, genoemd in artikel 3, 
lid 1, sluiten de ter uitvoering van deze 
Overeenkomst vereiste afzonderlijke 
overeenkomsten. 

2. Een afzonderlijke overeenkomst om-
vat met name de volgende voor de uitvoe-
ring van de acties van belang zijnde gege-
vens: 

a) functie van de personen die gerech-
tigd zijn om hulp te verzoeken, deze 
aan te bieden en toe te zeggen, alsme-
de naam, adres en telefoonnummer 
van de instanties waartoe zij behoren; 

b) functie van de persoon bij wie de leider 
van de hulpploeg na aankomst op de 
plaats waar de hulp verleend moet 
worden, zich moet melden, alsmede 
naam, adres en telefoonnummer van 
de instantie waartoe deze persoon be-
hoort; 

c) soort, sterkte, uitrusting en stand-
plaats van de eenheden die op ver-
zoek voor een hulpactie gezonden 
kunnen worden; 
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d) alle sonstigen Auskünfte, die geeignet 
sind, die Hilfe zu beschleunigen und zu 
erleichtern, insbesondere über Fern-
sprech- und Funkverbindungen, die 
zwischen den unter den Buchstaben a 
und b bezeichneten Dienststellen be-
stehen oder herzustellen sind, sowie 
über Landeorte für Luftfahrzeuge. 

(3) Eine weitere Einzelvereinbarung 
wird für den Betrieb der Funkanlagen ge-
troffen, mit denen die Hilfsmannschaften 
ausgerüstet sind oder die ihnen zur Ver-
fügung gestellt werden. 

(4) Eine Einzelvereinbarung wird auch 
über die in Artikel 8 Absatz 3 genannten 
Kosten getroffen. 

(5) Eine Einzelvereinbarung kann unter 
Umständen die gemeinsame Veranstal-
tung von Übungseinsätzen beiderseits 
der Grenzen vorsehen. 

Artikel 11 

(1) Um die Vorhersage und Vorbeu-
gung von Katastrophen oder schweren 
Unglücksfällen zu fördern und um bei 
ihrem Eintreten die Einsätze wirksamer zu 
gestalten, nehmen die Vertragsparteien 
eine ständige enge Zusammenarbeit 
untereinander auf. Zu diesem Zweck tau-
schen sie alle geeigneten Informationen 
wissenschaftlich-technischer Art aus und 
veranstalten regelmäßig gemeinsame 
Tagungen. 

(2) Die Vertragsparteien können ferner 
gemeinsame Untersuchungen und Ta-
gungen durchführen, insbesondere zur 
besseren Erkenntnis der Ursachen von 
Katastrophen oder schweren Unglücks-
fällen und damit zur Verbesserung von 
Vorbeugungs- und Einsatzmitteln und 
-methoden. 

(3) Auf Veranlassung jeder Vertrags-
partei können fachliche Lehrgänge für 
Techniker und Führungskräfte der ande-
ren Vertragspartei und insbesondere für 
Hilfsmannschaften durchgeführt werden. 

(4) Die Vertragsparteien tauschen fer-
ner Informationen über Gefahren und 
Schäden aus, die sich auf das Hoheits-
gebiet der anderen Vertragspartei aus-
wirken können. Die gegenseitige Unter-
richtung umfaßt auch die vorsorgliche 
Übermittlung von Meßdaten. 

(5) Diese Zusammenarbeit wird durch 
die in Artikel 3 genannten zuständigen 
Stellen durchgeführt. 

(6) Die Anwendung dieses Artikels wird 
in Einzelvereinbarungen näher geregelt. 

Artikel 12 

Alle Streitigkeiten über die Anwendung 
dieses Abkommens, die nicht unmittelbar 

d) tous autres renseignements propres à 
accélérer et faciliter les secours et 
relatifs notamment aux télécommuni-
cations établies ou pouvant être éta-
blies entre les services visés aux 
néas a) et b), ainsi que sur les lieux 
d'atterrissage pour les aéronefs. 

3. Un autre arrangement particulier 
sera conclu pour le fonctionnement des 
installations radio dont sont munies les 
équipes de secours ou qui seront mises à 
leur disposition. 

4. Un arrangement particulier sera éga-
lement conclu au sujet des frais visés à 
l'article 8, paragraphe 3. 

5. Un arrangement particulier pourra 
éventuellement prévoir l'organisation en 
commun d'exercices de secours de part 
et d'autre de la frontière. 

Article 11 

1. Pour favoriser la prévision et la pré-
vention des catastrophes ou des acci-
dents graves et de rendre, lorsqu'ils sur-
viennent, les interventions plus efficaces, 
les Parties contractantes établiront entre 
elles une coopération permanente et 
étroite. A cet effet, elles échangeront tou-
tes informations utiles de caractère 
scientifique et technique et organiseront 
périodiquement des réunions communes. 

2. Les Parties contractantes pourront, 
en outre, entreprendre des études com-
munes et organiser des réunions commu-
nes en vue notamment de mieux connaî-
tre les causes de catastrophes ou d'acci-
dents graves et d'améliorer, en la matière, 
les moyens et les méthodes de préven-
tion et d'intervention. 

3. Des stages techniques pourront être 
organisés à la diligence de chaque Partie 
contractante au profit des techniciens et 
cadres de l'autre Partie contractante, et 
notamment au profit des équipes de 
secours. 

4. Les Parties contractantes échange-
ront en outre des informations sur les 
dangers et dommages qui peuvent se 
répercuter sur le territoire de l'autre Par-
tie contractante. L'information mutuelle 
impliquera aussi la transmission de don-
nées techniques. 

5. Cette coopération sera mise en 
oeuvre par les organismes compétents 
visés à l'article 3 de la présente Conven-
tion. 

6. Les modalités d'application des dis-
positions du présent article seront 
réglées par des arrangements particu-
liers. 

Article 12 

Tous les différends relatifs à l'applica-
tion de la présente Convention qui 

d) alle andere gegevens die de hulp kun-
nen bespoedigen en vergemakkelij-
ken in het bijzonder omtrent telefoon-
en radioverbindingen die tussen de 
onder de letters a) en b) bedoelde in-
stanties bestaan of tot stand gebracht 
kunnen worden, alsmede omtrent 
landingsplaatsen voor luchtvaartui-
gen. 

3. Er wordt een andere afzonderlijke 
overeenkomst gesloten omtrent het ge-
bruik van de radioinstallaties waarmee de 
hulpploegen zijn uitgerust of die hun ter 
beschikking worden gesteld. 

4. Ook wordt er een afzonderlijke over-
eenkomst gesloten met betrekking tot de 
in artikel 8, lid 3, genoemde kosten. 

5. Een afzonderlijke overeenkomst kan 
eventueel voorzien in de gemeenschap-
pelijke organisatie van hulpverlenings-
oefeningen aan beide zijden van de 
grens. 

Artikel 11 

1. Om de voorspelling en de voorko-
ming van rampen of ernstige ongevallen 
te bevorderen en om ze, indien ze voorval-
len, doeltreffender te kunnen bestrijden, 
komen de Overeenkomstsluitende Par-
tijen een voortdurende en nauwe samen-
werking overeen. Met dit doel wisselen zij 
alle ter zake dienende gegevens van 
wetenschappelijke en technische aard uit 
en komen zij regelmatig bijeen. 

2. Voorts kunnen de Overeenkomst-
sluitende Partijen gemeenschappelijke 
onderzoekingen doen en bijeenkomsten 
organiseren in het bijzonder om tot een 
betere kennis van de oorzaken van ram-
pen te komen en om de voorspellingen, 
alsmede de middelen en methoden ter 
voorkoming en bestrijding van rampen of 
ernstige ongevallen te verbeteren. 

3. Op initiatief van elke Overeen-
komstsluitende Partij kunnen vakcursus-
sen worden gegeven voor technici en lei-
dinggevend personeel van de andere 
Overeenkomstsluitende Partij en in het 
bijzonder voor Jeden van hulpploegen. 

4. Voorts wisselen de Overeenkomst-
sluitende Partijen gegevens uit over de 
gevaren en schadegevallen die een weer-
slag kunnen hebben op het grondgebied 
van de andere Overeenkomstsluitende 
Partij. De wederzijdse informatie omvat 
de overzending van technische gege-
vens. 

5. Deze samenwerking wordt tot stand 
gebracht door de volgens artikel 3 be-
voegde organen. 

6. De toepassing van dit artikel wordt in 
afzonderlijke overeenkomsten nader 
geregeld. 

Artikel 12 

Alle geschillen over de toepassing van 
deze Overeenkomst die niet rechtstreeks 
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durch die in Artikel 3 genannten Behör-
den beigelegt werden können, werden auf 
diplomatischem Weg beigelegt. 

Artikel 13 

Dieses Abkommen wird auf unbegrenz-
te Zeit geschlossen. Es kann nach Ablauf 
von fünf Jahren nach seinem Inkrafttreten 
jederzeit unter Einhaltung einer Frist von 
einem Jahr gekündigt werden. 

Artikel 14 

Mit Ausnahme der Bestimmungen die-
ses Abkommens über den Luftverkehr gilt 
das Abkommen auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesre-
publik Deutschland gegenüber der Regie-
rung des Königreichs Belgien innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten des 
Abkommens eine gegenteilige Erklärung 
abgibt. 

Artikel 15 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Rati-
fikation; die Ratifikationsurkunden wer-
den so bald wie möglich in Bonn ausge-
tauscht. 
(2) Dieses Abkommen tritt am ersten 

Tag des zweiten Monats nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft . 

Geschehen zu Brüssel am 6. November 
1980, in zwei Urschriften, jede in deut-
scher, französischer und niederländi-
scher Sprache, wobei jeder Wortlaut glei-
chermaßen verbindlich ist. 

n'auront pas pu être réglés directement 
par les autorités à l'article 3 seront réglés 
par la voie diplomatique. 

Article 13 

La présente Convention est conclue 
pour une durée illimitée. Après l'expira-
tion d'un délai de cinq ans suivant son 
entrée en vigueur, elle pourra être dénon-
cée à tout moment avec un préavis d'un 
an. 

Article 14 

A l'exception des dispositions de la 
présente Convention relatives à la circu-
lation aérienne, la présente Convention 
s'appliquera également au Land de Ber-
lin, sauf déclaration contraire faite par le 
Gouvernement de la République fédérale 
d'Allemagne au Gouvernement du 
Royaume de Belgique dans les trois mois 
qui suivront l'entrée en vigueur de la pré-
sente Convention. 

Article 15 

1. La présente Convention sera ratifiée; 
les instruments de ratification seront 
échangés aussi tôt que possible à Bonn. 

2. La présente Convention entrera en 
vigueur le premier jour du deuxième mois 
suivant l'échange des instruments de 
ratification. 

Fait à Bruxelles, le 6 novembre 1980, 
en double exemplaire, en langues fran-
çaise, néerlandaise et allemande, les 
trois textes faisant également foi. 

door de volgens artikel 3 bevoegde auto-
riteiten kunnen worden opgelost, worden 
tangs diplomatieke weg opgelost. 

Artikel 13 

Deze Overeenkomst geldt voor onbe-
paalde tijd. Zij kan na het verstrijken van 
vijf jaar na de inwerkingtreding te allen 
tijde worden opgezegd met een opzeg-
termijn van een jaar. 

Artikel 14 

Met uitzondering van de bepalingen 
van deze Overeenkomst over het lucht-
verkeer, geldt de Overeenkomst ook voor 
het Land Berlijn, voor zover de Regering 
van de Bondsrepubliek Duitsland niet bin-
nen  drie maanden na de inwerkingtreding 
van de Overeenkomst de Regering van 
het Koninkrijk Belgié mededeling doet 
van het tegendeel. 

Artikel 15 

1. Deze Overeenkomst dient te worden 
bekrachtigd; de akten van bekrachtiging 
worden zo snel mogelijk in Bonn uitgewis-
seld. 

2. Deze Overeenkomst treedt in wer
-king op de eerste dag van de tweede 

maand na de uitwisseling van de akten 
van bekrachtiging. 

Gedaan te Brussel, op 6 november 
1980, in twee exemplaren, in de Neder-
landse, de Franse en de Duitse taal, de 
drie teksten zijnde gelijkelijk authentiek. 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Pour la République fédérale d'Allemagne: 

Voor de Bondsrepubliek Duitsland: 
Dr. Horst Blomeyer-Bartenstein 

Für das Königreich Belgien: 
Pour le Royaume de Belgique: 
Voor het Koninkrijk België: 

Nothomb 
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Denkschrift zum Abkommen 

A. Allgemeiner Teil 

Gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder 
schweren Unglücksfällen ist eine traditionell geübte 
Praxis zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
ihren Nachbarstaaten, die sich naturgemäß vor allem im 
Grenzbereich entfaltet. Großflächige Katastrophen 
der letzten Jahre, z. B. der ausgedehnte Waldbrand in 
Niedersachsen, haben die Erkenntnis vermittelt, das 
Hilfspotential der Mitglieder der europäischen Staaten-
gemeinschaft soweit wie möglich im Bedarfsfall auch 
über den grenznahen Raum hinaus zu nutzen. Dazu 
bedarf es klarer Absprachen, insbesondere über die 
zuständigen Stellen, die Erleichterung des grenzüber-
schreitenden Verkehrs von Personen und Sachen, 
Schadenersatz-, Haftungs- und Kostenfragen. Das am 
6. November 1980 in Brüssel unterzeichnete deutsch-
belgische Abkommen trifft für diesen Bereich Rege-
lungen, die im Ernstfall eine reibungslose Zusammen-
arbeit gewährleisten. 

Inhaltlich im wesentlichen Bleichlautende Abkommen 
wurden schon mit Frankreich am 3. Februar 1977 und 
Luxemburg am 2. März 1978 unterzeichnet. Weitere 
europäische Staaten wie Dänemark und die Schweiz 
haben ein Interesse an einer vertraglichen Absicherung 
der Zusammenarbeit bei Katastrophen oder schweren 
Unglücksfällen bekundet. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 statuiert die Verpflichtung zur gegenseitigen 
Hilfeleistung im Rahmen der jeweiligen Möglichkeiten 
der Vertragsparteien. 

Zu Artikel 2 

Artikel .2 behandelt die personelle Komponente der 
Hilfeleistung. Vorrangig kommen von deutscher Seite 
Einheiten und Einrichtungen des Katastrophen-
schutzes, auf belgischer Seite des Zivilschutzes (Pro-
tection civile) zum Einsatz. 

Zu Artikel 3 

In Absatz 1 sind die auf beiden Vertragsseiten zustän-
digen Behörden für die Anforderung und Auslösung der 
Hilfsmaßnahmen bestimmt. 

Absatz 2 stellt klar, daß die bisher geübte Praxis im 
Bereich der Grenzgemeinden und -kreise fortbestehen 
kann. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 enthält im Interesse der erforderlichen Schnel-
ligkeit und Wirksamkeit der Hilfseinsätze für Hilfsmann-
schaften Regelungen über Erleichterungen im grenz-
überschreitenden Personenverkehr. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel korrespondiert mit Artikel 4, indem er mit 
derselben Zielsetzung auch hinsichtlich der von den 
Hilfsmannschaften mitgeführten Ausrüstungsgegen-
ständen, Hilfsmitteln und Betriebsgütern Erleichterun-
gen im grenzüberschreitenden Güterverkehr einräumt. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 trifft für den bei Hilfsmaßnahmen etwa erfor-
derlichen Einsatz von Luftfahrzeugen Regelungen, 
insbesondere über die Erteilung der Erlaubnis zum 
Überfliegen, Landen und Starten auf fremden Terri-
torien, und erklärt die Artikel 4 und 5 für entsprechend 
anwendbar. 

Zu Artikel 7 

Diese Vorschrift unterstreicht die Verantwortung der 
ersuchenden Vertragspartei für die Hilfsaktion und legt 
das Verfahren der Einordnung der angeforderten Hilfs-
mannschaften in die Maßnahmen zur Schadensabwehr 
und -beseitigung fest. 

Zu Artikel 8 

Absatz 1 verpflichtet die Vertragsparteien grundsätzlich 
zu einem wechselseitigen Kostenverzicht. 

Absatz 2 räumt den entsandten Hilfsmannschaften 
für die Dauer ihres Einsatzes kostenlose Verpflegung, 
Unterbringung, Versorgung mit Betriebsgütern und im 
Bedarfsfall medizinische Hilfe ein. 

Absatz 3 bestimmt für den sehr kostenaufwendigen Ein-
satz von Luftfahrzeugen, daß die Vertragsparteien die 
Aufwendungen, die durch den Einsatz entstehen, je zur 
Hälfte unter Zugrundelegung der jeweils geltenden Ta-
rife (Flugstundenpreis) übernehmen. 

Zu Artikel 9 

Jede Vertragspartei verzichtet grundsätzlich auf alle ihr 
im Zusammenhang mit der Durchführung des Abkom-
mens zustehenden Entschädigungsansprüche aus 
Vermögens- und Personenschäden. Darüber hinaus 
wird in Absatz 3 eine Regelung im Falle von Dritt-
schäden, die durch ein Mitglied der Hilfsmannschaft der 
ersuchten Vertragspartei entstehen, getroffen. 

Durch Absatz 5 werden diese Vorschriften auf Übungs-
einsätze ausgedehnt. 

Zu Artikel 10 

Artikel 10 enthält Regelungen über die zur Durchführung 
des Abkommens abzuschließenden Einzelvereinba-
rungen, durch die bestimmte technische und organi-
satorische Maßnahmen und Verfahren näher geregelt 
werden. 
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Zu Artikel 11 

Artikel 11 statuiert die Verpflichtung zur künftigen Zu-
sammenarbeit und zum Informationsaustausch auf dem 
Gebiet der Vorbeugung und Bekämpfung von Katastro-
phen oder schweren Unglücksfällen sowie zu einem 
vorbeugenden Informationsaustausch über drohende 
Gefahren. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel verweist Streitigkeiten über die Anwen-
dung des Abkommens, die nicht von den fachlich zu-
ständigen Stellen beider Vertragsparteien beigelegt 
werden können, auf den diplomatischen Weg. 

Zu Artikel 13 

Diese Vorschrift behandelt das Verfahren der Kündi-
gung des Vertrages. 

Zu Artikel 14 

Dieser Artikel schafft die Voraussetzung für die Einbe-
ziehung Berlins in das Abkommen. 

Zu Artikel 15 

Artikel 15 enthält die Vorschriften über die Ratifizierung 
und das Inkrafttreten des Abkommens. 


